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drucken
Eine Suche nach Zuständigen von Lars Schiller
Am 5. Mai 2008 stellten mehrere Abgeordnete von 
Bündnis 90/Die Grünen den Antrag, die »Zeitbom-
be der Munitionsaltlasten in Nord- und Ostsee« zu 
entschärfen. Sie stellten fest, dass zum Ende des 
Zweiten Weltkrieges »große Mengen Munition 
und Kampfstoffe auf dem Meeresgrund versenkt« 
wurden. Vor allem »Minen, Torpedos, Bomben 
und Granaten« belasteten die Gewässer und ge-
fährdeten »Fischer, Strandbesucher, Taucher, Was-
sersportler, Fischbestände und das Meeresökosys- 
tem«. Immer wieder käme es zu »Explosionen, 
Vergiftungen und Verbrennungen«. Besonders ge-
fährlich seien frei gesetzte Phosphorbrocken und 
Arsen. 
Der Deutsche Bundestag forderte die Bundesre-
gierung daher auf, »als Mitglied des OSPAR-Abkom-
mens den Abkommensanforderungen so schnell 
wie möglich nachzukommen« und »umfassende 
Untersuchungen über die topographischen Ko-
ordinaten sowie Art und Umfang der versenkten 
Munitionsaltlasten und Giftstoffe durchzuführen«, 
darüber »verlässliche Zahlen« vorzulegen und in 
»einem laufend aktualisierten Munitions-Kataster 
zu veröffentlichen«. 
Aus den Untersuchungen soll dann »eine um-
fassende Studie über Gefährdungspotenziale 
für Menschen und Meeresökosystem« vorgelegt 
werden. Und auch danach sollen »regelmäßige 
Untersuchungen z. B. durch das Bundesamt für 
Seeschifffahrt und Hydrographie zur Lage von Mu-
nitionsaltlasten« durchgeführt werden. Außerdem 
soll die »sofortige Eintragung aller Kampfmittel (…) 
in die amtlichen Seekarten« veranlasst werden. 
In der Begründung heißt es, dass nicht nur alte 
Munitionsaltlasten die Gewässer belasteten, son-
dern dass auch »ein kontinuierlicher Eintrag neuer 
Munition« stattfinde. Dies müsse in regelmäßigen 
Untersuchungen verfolgt werden. Auch sei zwar 
ein Großteil der Munitionsaltlasten auf Seekarten 
eingezeichnet, »ohne dass jedoch bis heute be-
kannt ist, was dort jeweils in welchen Mengen und 
in welchem Zustand liegt«. 
Auch wenn »die Einschätzungen über den an-
gemessenen Umgang mit den Altlasten auseinan-
der« gingen, gäbe es zweifellos ein Gefährdungs-
potenzial. Vor allem bei Altlasten, die schon länger 
am Meeresboden liegen, erhöhe sich das Risiko, 
»dass die Metallmäntel durchrosten und Giftstoffe 
freigesetzt werden«. Es gäbe »neue Verfahren im 
Mehrere Tonnen Munitionsaltlasten und Kampfmittel liegen auf dem Grund von Nord- 
und Ostsee. Nach Meinung von Umweltexperten stellen diese Altlasten eine veritable 
Gefährdung für Mensch und Natur dar. In regelmäßigen Abständen kommt daher die 
Frage auf, wie mit den Altlasten verfahren werden soll. Dass man sich noch uneins ist 
über die Methoden der Beseitigung, kann nicht überraschen. Dass aber noch nicht 
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Umgang mit Munitionsaltlasten«, doch darüber, 
wie man mit Giftstoffen und Explosionen umzu-
gehen habe, streiten sich die Experten. 
Doch nicht nur über den »fachgerechten Um-
gang« mit den Altlasten ist man uneins, auch seien 
die Zuständigkeiten noch strittig. Nicht zuletzt die 
Frage, ob Bund oder Länder »eventuelle Bergungs- 
und Sprengungsmaßnahmen« bezahlen müssten, 
erschwert ein abgestimmtes und entschlossenes 
Vorgehen. 
Diesem Antrag folgte am 27. Juni 2008 eine Klei-
ne Anfrage bei der Bundesregierung, bei der die 
Frage nach den Zuständigkeiten erneut evident 
wurde. Anlass für diese Kleine Anfrage waren 
zwei Meldungen, die im Juni in der Süddeutschen 
Zeitung veröffentlicht wurden (auch das Deutsch-
landradio berichtete). Darin ging es um Munitions-
altlasten in der Kadetrinne. Die Kadetrinne sei eine 
der »am meisten befahrenen Schifffahrtsstraßen 
weltweit«. Und genau dort läge ein »Kriegsschiff-
wrack mit mindestens drei Bomben an Bord«. Das 
Wrack sei von der Wasser- und Schifffahrtsdirekti-
on Nord im Jahr 2006 untersucht worden, wobei 
»jedoch keine Hinweise auf eine akute Gefährdung 
festgestellt« werden konnten. Auch nach Aussage 
des Kampfmittelräumdienstes Mecklenburg-Vor-
pommern »besteht keine eindeutige Klarheit über 
den Zustand der Bomben«. Gleichwohl zurzeit ge-
prüft werde, wie mit den Altlasten zu verfahren sei, 
habe die Landesregierung von Mecklenburg-Vor-
pommern »›kein Mitspracherecht‹, da die Kadet-
rinne eine Bundeswasserstraße sei«. Das BSH aber 
– zuständig für die Bundeswasserstraßen – könne 
»nach eigenen Angaben (…) nicht beurteilen, ob 
die Bomben entschärft werden sollen«. Außerdem 
sieht das BSH die Zuständigkeit bei der Marine 
oder beim Kampfmittelräumdienst. 
Die Abgeordneten wollten von der Bundesre-
gierung wissen, ob diese »in ihrer Zuständigkeit 
für die Bundeswasserstraße Kadetrinne« die Auf-
fassung teile, »dass der Bund bzw. das BSH dafür 
verantwortlich ist, zu prüfen bzw. prüfen zu lassen, 
wie mit den Bomben verfahren wird?« Außerdem 
wollten die Abgeordneten wissen, wer »die Kosten 
für die Prüfung und eventuelle Sprengung bzw. 
Bergung der Bomben tragen muss«? Und nicht zu-
letzt, wie die Zuständigkeiten zwischen Bund und 
Ländern besser geregelt werden könnten? 
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einmal Klarheit über 
die Zuständigkeiten 
herrscht, kann verwun-
dern. Die Bundesregie-
rung hat ihre ganz eige-
ne Meinung dazu …
Diesem Beitrag liegen 
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Die Bundesregierung antwortete am 15. Juli 2008. 
In einer Vorbemerkung stellte sie erst einmal fest, 
dass die Kadetrinne »außerhalb des deutschen Ho-
heitsgebiets, teilweise in der deutschen ausschließ-
lichen Wirtschaftszone (AWZ)« liegt. Es handele 
sich daher »nicht um eine Bundeswasserstraße 
im Sinne des Bundeswasserstraßengesetzes«. Die 
Bundesregierung räumte ein, dass Deutschland als 
Küstenstaat »bestimmte, im Seerechtsübereinkom-
men (SRÜ) der Vereinten Nationen näher bezeich-
nete Rechte und Pflichten hat«. Jedoch gäbe es im 
SRÜ »keine ausdrückliche Regelung zum Umgang 
mit Kampfmitteln«. 
Die Bundesregierung steht auf dem Standpunkt, 
dass »von Munitionsaltlasten auf See (…) im Regel-
fall keine besonderen Gefahren für den Verkehr« 
ausgehen. Sie glaubt, dass »durch die Kenzeich-
nung in den Seekarten (…) Schifffahrtstreibende 
und Fischer ausreichend gewarnt« seien. 
Außerdem konstatiert die Bundesregierung, dass 
die Zuständigkeiten »eindeutig geregelt« sind. Die 
Beseitigung von Kampfmitteln gehöre nach dem 
Grundgesetz zum Aufgabenbereich der Gefahren-
abwehr und sei »daher eine Aufgabe der Länder«. 
Dieser Argumentation folgend, sieht die Bun-
desregierung die Aufgaben des BSH auch darin 
beschränkt, ein Wrack »mit Hilfe seiner Seevermes-
sungsschiffe« zu orten und dieses Wrack »mit der 
Munition in den Seekarten« einzutragen. 
Weil damit aber noch kein wirklich Zuständiger 
benannt ist – und wohl auch, um sich des Ein-
drucks zu erwehren, nicht handeln zu wollen –, 
verweist die Bundesregierung auf ein Symposium 
in Kiel im Oktober 2007, in dem es um »Neue Me-
thoden der Munitionsbeseitigung in Nord- und 
Ostsee« ging. Zurzeit seien auch die Bundesländer 
im Norden »aktiv mit der Suche nach alternativen 
Entsorgungsmöglichkeiten befasst«. 
Mit Blick auf das Problemfeld ist zwar die Rede von 
einem »hohen Stellenwert« – gehandelt aber wird 
nicht. Fast hat es den Anschein, als wäre und bliebe 
es die Aufgabe der Hydrographen, die Munitions-
altlasten zu orten und in die Karten einzuzeichnen, 
sie zu orten und in die Karten einzuzeichnen … 
bis die Munition eines Tages explodiert und nicht 
mehr geortet werden kann. Damit hätte sich das 
Problem von selbst gelöst. 
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weiterblättern
Niedersachsen Ports GmbH & Co. KG ist für den Bau, 
die Unterhaltung und den Betrieb der landeseigenen 
Seehäfen Brake, Cuxhaven, Emden, Stade-Bützfleth 
und Wilhelmshaven sowie sieben Inselversorgungs-
häfen und einem Regionalhafen verantwortlich. Mit 
der Bereitstellung der Hafeninfrastruktur liefert das 
Unternehmen die Grundlage für die Verbindung von 
see- und landgestützten Verkehrsträgern und trägt 
mit der Planung, dem Bau und der Instandhaltung 
der technischen Anlagen Mitverantwortung für die 
Leistungsfähigkeit der niedersächsischen Seehäfen.
Niedersachsens Häfen haben aufgrund ihrer be-
sonderen Lage in unmittelbarer Nähe zu den in-
ternationalen Seeschifffahrtsstraßen und aufgrund 
ihres vielseitigen Profils hervorragende Chancen, 
verstärkt an den internationalen Warenströmen 
teilzunehmen. Für die wirtschaftliche Entwicklung 
der Küstenregion und des Landes Niedersachsen 
leisten sie einen erheblichen Beitrag. 
Neben den großen deutschen und westeuro-
päischen Hafenstandorten haben die niedersäch-
sischen Seehäfen eine bedeutende Position im 
Umschlag von Energieträgern (Öl, Kohle) und Roh-
stoffen (u. a. Erze, chemische Grundstoffe), Stückgü-
tern und Spezialfrachten (wie z. B. Kraftfahrzeuge, 
Forstprodukte) und Projektladungen (u. a. Industrie- 
und Energieanlagen). Weiterhin nehmen die nie-
dersächsischen Häfen eine besondere Position im 
Umschlag von Futtermitteln und Getreide ein.
Vor dem Hintergrund des nachhaltig steigenden 
Welthandels stellen die Seehäfen als Schnittstelle 
zwischen Wasser und Land ein wesentliches Binde-
glied für den reibungslosen Verlauf der globalen Wa-
renströme dar. Die Koordinierung und Optimierung 
der Transport- und Umschlagabläufe muss höchsten 
Anforderungen genügen und liegt im Verantwor-
tungsbereich der Betreiber von Hafenanlagen.
Bei der Planung der Hafeninfrastruktur müssen 
die rasanten Umschlagsentwicklungen der letz-
ten Jahre berücksichtigt und die Kapazitäten für 
die Zukunft angepasst werden. Dabei wird bei der 
Konstruktion, z. B. von Kaianlagen, nicht nur auf 
die Lage, Wassertiefe und Länge geachtet, um das 
Anlegen von modernen und leistungsfähigeren 
Schiffsklassen zu ermöglichen. 
Bis 2012 hat das Land Niedersachsen gut 200 
Mio. Euro Finanzmittel für den Bau und die Un-
terhaltung der Infrastruktur in den Seehäfen von 
Niedersachsen Ports bereitgestellt. 
DHyG begrüßt neues korporatives Mitglied: 
Niedersachsen Ports 
